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Boudou in Tucumán
Angeklagter Vizepräsident leitet Feier zum Unabhängigkeitstag
Amado Boudou (M.) in der Casa Histórica von Tucumán. (Foto: Prensa Senado)
Buenos Aires (AT/mc) – Alle Augen waren auf ihn gerichtet: Vizepräsident Amado Boudou stand fraglos im Mittelpunkt der Feier zum Unabhängigkeitstag, die am Mittwoch traditionell in Tucumán stattfand. Da Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner aufgrund einer Kehlkopfentzündung nicht vor Ort sein konnte, fiel es Boudou zu, die Feierlichkeiten zu leiten. Das Pikante an der Sache: Es war der erste wichtige öffentliche Auftritt Boudous im Inland seit Richter Ariel Lijos Beschluss, gegen den Vizepräsidenten einen Prozess wegen des Vorwurfs der Korruption zu eröffnen (wir berichteten).
Entsprechend gespannt war die Szenerie in Tucumán, wohin auf Geheiß der Präsidentin auch zahlreiche Minister und Kabinettsmitglieder gereist waren. Es herrschte eine überwiegend kühle Atmosphäre vor, ohne den frenetischen Massenjubel vorangegangener Jahre, als die Präsidentin persönlich an den Ort gekommen war, wo am 9. Juli 1816 die Unabhängigkeit Argentiniens vom spanischen Kolonialreich proklamiert worden war.
Boudous Ansprache dauerte nicht länger als elf Minuten. Er lobte dabei vor allem seine Chefin: „In diesen schwierigen Zeiten ist es sehr wichtig, eine Staatsführung wie die unserer Präsidentin zu haben. Und wir sagen der Welt: Wir haben eine Präsidentin, die Entscheidungen fällt für das Volk.“ Es sei gegenwärtig nicht die Zeit der Monopole und Interessenverbände, sondern die der sozialen Integration.
Boudou würdigte auch das Wirken Juan Domingo Peróns, der „wirtschaftliche Souveränität“ für das Land erreicht habe. Nach dem 1974 verstorbenen Perón hätten viele Jahre vergehen müssen, ehe mit Néstor Kirchner ein anderer Präsident das Problem der Verschuldung angehen konnte. In diesem Zusammenhang hob Boudou auch die aktuelle Verhandlungsführung von Wirtschaftsminister Axel Kicillof in New York mit den sogenannten „Geierfonds“ hervor: „In anderen Zeiten sind argentinische Minister nach Washington gefahren, um ein Foto auf dem Roten Teppich zu bekommen. Heute haben wir Minister, die die Bedürfnisse des Landes artikulieren – mit dem Willen Schulden zu begleichen, aber nicht auf Kosten des Volkes.“
Schließlich griff Boudou noch Großbritannien an, dessen Verwaltung der Malwinen-Inseln aus argentinischer Sicht eine „koloniale Enklave“ darstelle. Der Vizepräsident versicherte, dass Argentinien weiter Hoheitsansprüche auf die seit 1833 britisch beherrschten Inseln im Südatlantik erheben werde.
Nach nur zwei Stunden kehrte Boudou gemeinsam mit den Ministern nach Buenos Aires zurück. Die Regierung hatte eigens für diesen Zweck eine Maschine von „Aerolíneas Argentinas“ geordert. Zurück in der Hauptstadt muss sich Boudou nun wieder mit seinen juristischen Problemen auseinandersetzen.
Argentinien
Lebenslang für Ex-Offiziere
Haftstrafen für Mord an Bischof während Militärdiktatur
La Rioja (dpa/mc) - Zwei frühere Militärs sind in Argentinien für die Ermordung eines prominenten Bischofs während der letzten Militärdiktatur verurteilt worden. Ex-General Luciano Benjamín Menéndez und Luis Fernando Estrella, damaliger Befehlshaber eines Luftwaffenstützpunktes, wurden vor wenigen Tagen von einem Gericht in La Rioja für schuldig befunden, im Jahr 1976 die Ermordung von Enrique Angelelli angeordnet zu haben. Beide Angeklagten wurden zu lebenslanger Haft verurteilt, wie das Justiz-Nachrichtenportal CIJ berichtete.
Angelelli, bekannt als der „Bischof der Armen“, hatte sich seit Beginn der Militärdiktatur (1976-1983) für die Menschenrechte politisch Verfolgter eingesetzt. Er kam am 4. August 1976 auf einer abgelegenen Bergstraße in der Provinz La Rioja um. Die damaligen Behörden führten seinen Tod auf einen vermeintlichen Autounfall zurück. Das Gericht sah es aber nun als erwiesen an, dass sein Fahrzeug von Schergen der Militärs abgedrängt wurde. Sein Fahrer fiel in Ohnmacht, als sich der Wagen überschlug. Als er erwachte, fand er den Bischof von La Rioja tot vor.
Der Bischof hatte Beweise für die Verwicklung von Militärs an dem Tod von zwei Priestern gesammelt. Angelelli führte Unterlagen über den Fall mit sich, als er ermordet wurde. Später stellte sich heraus, dass beide Mordfälle in Verbindung standen. Die beiden Offiziere waren Ende 2012 wegen der Ermordung dieser beiden Geistlichen zu lebenslanger Haft verurteilt worden.
Wichtige Hinweise für die Aufklärung des Mordes kamen von Papst Franziskus. Das katholische Kirchenoberhaupt habe im vergangenen Jahr den Ermittlern Unterlagen aus dem Vatikan zur Verfügung gestellt, in denen Drohungen gegen Angelelli dokumentiert waren, berichteten argentinische Medien am vorigen Samstag. Die Kooperation des Papstes sei bemerkenswert, da das Material zeigen könnte, dass Teile der katholischen Kirche die Militärdiktatur deckten.
Argentinien
Argentinien redet mit Schlichter
Schuldenstreit mit US-Anlagefonds schwelt weiter / Keine direkten Gespräche
Axel Kicillof am Montag in New York.
Buenos Aires/New York (dpa/mc) - Die drohende Staatspleite vor Augen hat eine argentinische Regierungsdelegation erste Gespräche in den USA aufgenommen. Die Gruppe unter Führung von Wirtschaftsminister Axel Kicillof traf sich am Montag in New York mit einem gerichtlich bestellten Schlichter, der in dem Schuldenstreit zwischen dem Land und US-Anlagefonds vermitteln soll.
Das mehrstündige Gespräch sei mit „Offenheit“ geführt worden, erklärte der Vermittler Daniel Pollack anschließend in einer kurzen Mitteilung. Er sei Ende vergangener Woche auch mit den Vertretern der Fonds zusammengekommen. Die wichtigsten Themen seien erkannt worden, und beide Seiten hätten sich bereit erklärt, weiter an den Gesprächen teilzunehmen.
Der Anlagefonds NML Capital und andere Kläger fordern von Argentinien die Zahlung von 1,33 Milliarden Dollar an Anleihen, die nicht in die Umschuldungen der argentinischen Staatspleite von 2001 eingegangen sind. Der ganze Fall spielt sich vor einem US-Gericht ab, weil Argentinien seine Schuldpapiere nach US-Recht ausgegeben hatte und die Zahlungen über eine New Yorker Bank laufen. Die argentinische Regierung bezeichnet die Fonds, die sich an den Schuldenschnitten von 2005 und 2010 nicht beteiligten, als „Aasgeier“.
Kicillof habe Pollack klargemacht, dass das Urteil des New Yorker Richters Thomas Griesa in seiner aktuellen Auslegung für Argentinien nicht ausführbar sei, hieß es am Montagabend in einer Mitteilung des Wirtschaftsministeriums in Buenos Aires. Es sei notwendig, die von dem Richter blockierten Überweisungen an die Gläubiger der argentinischen Umschuldungen freizugeben, um unter gerechten Bedingungen den Dialog fortführen zu können.
Wenn das Geld nicht bis Ende Juli bei diesen Gläubigern ist, könnten die großen Ratingagenturen dies als Zahlungsausfall werten. Argentinien würde als Pleitestaat gelten, obwohl die Regierung über genügend Mittel verfügt, ihre Schulden zu begleichen.
„Unser Unternehmen könnte davon überzeugt werden, Argentinien mehr Zeit zu gewähren“, schrieb Fonds-Manager Jay Newman in einem Gastbeitrag für die „Financial Times“. Die Regierung müsse aber „konkrete und ernsthafte Schritte unternehmen, um ihre rechtlichen Verpflichtungen zu erfüllen“, schränkte er ein. Als Bezahlung würde sein Fonds Elliott, zu dem auch NML Capital gehört, auch neue Anleihen und andere Finanzinstrumente akzeptieren.
Die Auseinandersetzung ist für Argentinien gefährlich, weil auch andere Gläubiger höhere Forderungen geltend machen könnten als im Schuldenschnitt der Jahre 2005 und 2010 vereinbart. Die Regierung in Buenos Aires fürchtet dann die tatsächliche Zahlungsunfähigkeit.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Rückendeckung für Regierung
Rückendeckung für die Nationalregierung im Konflikt mit den sogenannten „Geierfonds“ sowie Unterstützung für den juristisch angeschlagenen Vizepräsidenten Amado Boudou. Dies waren die beiden Hauptpositionen, auf die sich der Nationalrat der regierenden peronistischen Gerechtigkeitspartei (PJ) bei der ersten Sitzung seit seiner Neuwahl Anfang Mai verständigte. Mit Blick auf die „Geierfonds“ hieß es im Abschlussdokument des Treffens im Parteisitz in Buenos Aires: „Diese durch extreme Finanzspekulation geschaffenen Fakten zielen einzig darauf, Argentinien in die Knie zu zwingen, um seine Verhandlungsposition zu verschlechtern.“ Man könne nicht an die Zukunft und die im nächsten Jahr anstehenden Präsidentschaftswahlen denken, wenn man nicht die aktuelle Nationalregierung verteidige, so Eduardo Fellner, der Vorsitzende der von Juan Domingo Perón gegründeten Partei. Auch mit Blick auf Boudou war sich die PJ-Spitze einig: So verurteilten die Vorstandsmitglieder die „Lynchjustiz der Medien“ gegenüber dem Vizepräsidenten sowie den politischen Nutzen, den die Opposition daraus schlagen wolle. Die Ablehnung eines Amtsenthebungsverfahrens gegen Boudou im Kongress rechtfertigte die PJ-Spitze mit Verweis auf den aktuellen Prozess, der bei der Justiz anhängig ist. Solange diese kein Urteil gefällt habe, müsse die Unschuldsvermutung für den Vizepräsidenten gelten, erläuterte Fellner.
Ehrung für Fayt
Der 95-jährige Richter Carlos M. Fayt, der seit 1983 Mitglied des Obersten Gerichtshofes ist, wurde von der nationalen Akademie des Journalismus mit der „Ehrenfeder“ ausgezeichnet, die ihm von Joaquín Morales Solá (La Nación), Magdalena Ruiz Guiñazú, Jorge Fontevecchia (Perfil), Miguel Wiñazki (Clarín), Alicia de Arteaga (La Nación), Lauro Laiño (La Prensa), Hermenegildo Sábat (Clarín) und Alberto Muney übergeben wurde. Fayt ist Verfasser des Urteils, in dem die Doktrin der „echten Boshaftigkeit“ ( “real malicia“) eingeführt wird, gemäß der eine Meldung, die sich als falsch oder beleidigend erweist, nicht zu einer Klage vor Gericht berechtigt, wenn sie nach einer fundierten Kritik sofort korrigiert oder dementiert wird. Fayt wies in seinem Urteil darauf hin, dass die Journalisten oft keine Zeit haben, um über Meldungen, die sie erhalten, nachzuforschen. Deshalb müsse ihnen die Möglichkeit einer Berichtigung gewährt werden. Zeitungen und andere Medien haben auf diese Weise unzählige Prozesse vermieden, durch die sie vorher ständig belästigt wurden. Es ist begreiflich, dass Journalisten Fayt dankbar sind.
Neue Anzeige gegen Boudou
Vizepräsident Amado Boudou hat eine weitere Strafanzeige am Hals. So bezichtigt ihn die Kongressabgeordnete Margarita Stolbizer (GEN), für das Jahr 2012 eine falsche eidesstattliche Vermögenserklärung bei der Anti-Korruptionsbehörde (OA) abgegeben zu haben. Die Politikerin bezieht sich dabei auf den Beschluss von Richter Ariel Lijo, der im „Ciccone“-Skandal die Prozesseröffnung gegen Boudou angeordnet hat. Der Richter sieht es als erwiesen an, dass Boudou einen gefälschten Vertrag zur Vermietung seiner Wohnung in Puerto Madero eingereicht habe. Die Unterschrift des angeblichen Mieters Fabián Carosso Donatiello sei falsch. Tatsächlich habe der mutmaßliche Strohmann Alejandro Vandenbroele in dem Appartement gelebt. Stolbizer beanstandet zudem Unstimmigkeiten, was die Zahl von Boudous Konten betrifft. Während Boudou in seiner Erklärung neun verschiedene Konten erwähnt hat, geht Richter Lijo von insgesamt 36 Konten aus, die der Vizepräsident im Jahr 2012 besaß. Das argentinische Zivilrecht sieht Freiheitsstrafen zwischen 15 Tagen und zwei Jahren für Staatsfunktionäre vor, die in ihrer eidesstattlichen Erklärung Daten verschweigen oder fälschen.
Straßenblockaden
Straßenblockaden sind in Argentinien zu einem gängigen Mittel des Arbeitskampfes geworden. Am Dienstag wurden im Großraum Buenos Aires gleich mehrere Verkehrswege vorübergehend lahmgelegt, um gegen Entlassungen und Freistellungen beim Automobilzulieferer Lear zu demonstrieren. Betroffene Arbeiter, Gewerkschafter sowie die linksgerichtete Politaktivisten errichteten beim Gelände der Firma an der Schnellstraße „Panamericana“ (Kilometer 31) eine Straßensperre, die von Provinzpolizei und Gendarmerie erst unter Einsatz von Wasserwerfern und Gummigeschossen geräumt werden konnte. Der Gewerkschafter Jorge Medina sprach von einem völlig übertriebenen Einsatz der Ordnungskräfte, der mindestens zehn Verletzte gefordert habe. Um sich mit den protestierenden Arbeiter solidarisch zu erklärten, blockierten Linksaktivisten die Pueyrredón-Brücke, die die Hauptstadt mit dem Vorort Avellaneda verbindet. In der Innenstadt von Buenos Aires an der Kreuzung der Straßen „Corrientes“ und „Callao“ kam es kurzzeitig ebenfalls zu einer Blockade, die aber schnell durch die Polizei beendet werden konnte. Auf der Schnellstraße „General Paz“ gab es in Höhe Miguelete Zusammenstöße zwischen der Staatsmacht und demonstrierenden Arbeitern der Firmen „Emfer“ und „Tatsa“.
Moyano Clubpräsident
Hugo Moyano hat seinen gesellschaftlichen Einfluss weiter ausgebaut. Der 70-jährige Gewerkschaftsboss kandidierte erfolgreich für den Präsidentenposten des Fußball-Traditionsvereins Independiente. Moyano erreichte bei der clubinternen Abstimmung am Sonntag 69,44 Prozent der Stimmen. Seine Konkurrenten Claudio Espósito (17,48 %) und Daniel Ferro (12,52 %) landeten weit abgeschlagen auf den Plätzen zwei und drei. Insgesamt machten 8236 Vereinsmitglieder von ihrem Wahlrecht Gebrauch. Moyano folgt Javier Cantero, der im April als Vorsitzender zurückgetreten war. Den Traditionsclub aus Avellaneda, der vor wenigen Wochen den Wiederaufstieg in die Primera División schaffte, plagen Schulden in Millionenhöhe. Moyano kündigte vor diesem Hintergrund eine strenge Rechnungsprüfung an, um zu klären, wie es zur gegenwärtigen Finanzsituation des Clubs gekommen ist. „Wir haben eine harte Mission zu erfüllen, aber sie ist nicht unmöglich“, meinte Moyano nach seiner Wahl. (AT/jea/mc)
Meinung
Gemeindepolizei
Die Polizei untersteht in Argentinien entweder der Nationalregierung, Spanisch genannt „Policía Federal“, oder den Provinzregierungen. Die autonome Stadt Buenos Aires (spanisches Kürzel CABA), genießt derzeit den Vorteil, dass der Schutz ihrer fast drei Millionen Einwohner und ein bis zwei Millionen täglichen Zuwanderern aus den Nachbargemeinden sowohl von der Bundespolizei als auch von der Lokalpolizei, die Bürgermeister Mauricio Macri organisiert hat, geschützt ist. Als die autonome Stadt Buenos Aires kraft des Gesetzes Cafiero, bezogen auf den damaligen Senator Antonio Cafiero, geschaffen wurde, trat die Nationalregierung weder die Polizei noch die sogenannten nationalen Richter an die Stadt ab. Deshalb schuf Bürgermeister Macri die Stadtpolizei.
In den 23 Provinzen schützen sowohl die Bundespolizei für föderale Delikte und die provinziellen Polizeiämter ihre Einwohner. Diese Struktur gilt seit der Verfassung von 1853. Neuerdings sind Initiativen aufgetaucht, die darauf abzielen, außer der Bundespolizei und den provinziellen Polizeiämtern eine Gemeindepolizei zu organisieren, die sich um lokale Delikte kümmern soll. Diese Initiative beruht auf der Empfindung in der Bevölkerung, dass die Verbrechen in den letzten Jahren erheblich zugenommen haben. Darüber gibt es indessen keine echten Statistiken. Laut Sicherheitssekretär Sergio Berni gilt einzig die Statistik über Mordfälle, die weltweit erhoben wird, nicht aber für andere Delikte wie Raub, Diebstahl, Erpressung und dergleichen mehr. Die Mordstatistik verzeichnet laut Berni nicht steigende, sondern sinkende Zahlen entgegen dem allgemeinen Verständnis, dass in Argentinien die Delinquenz zunimmt, insbesondere seit die Drogenszene sich ausbreitet und zahlreiche Jugendliche, die weder arbeiten noch studieren, Spanisch sogenannte „ni-ni“ („no estudian ni trabajan“) sich als Delinquenten betätigen, Wohnhäuser überfallen, Menschen festnehmen und erpressen und sonstige Delikte verüben, auch per Telefonanruf aus den Gefängnissen, die Geiseln vortäuschen, um deren Verwandte zu überzeugen, dass sie ein Lösegeld an einen Komplizen auszahlen.
Zur wirksamen Bekämpfung der Kriminalität hat der Gouverneur der Provinz Buenos Aires, Daniel Scioli, dem Provinzparlament ein Gesetzesprojekt eingereicht, das vorsah, eine Gemeindepolizei in Kommunen mit mehr als 70.000 Einwohnern einzurichten, die für eine Verbesserung der lokalen Sicherheit sorgen soll. Das Projekt wurde im Provinzparlament heftig diskutiert, ohne dass es zu einer Verabschiedung kam. Daraufhin hat der Gouverneur beschlossen, die Gemeindepolizei per Dekret zu schaffen. Demnächst sollen die Anwärter der Gemeindepolizei entsprechend ausgebildet werden, damit sie möglicherweise Mitte 2015 in Funktion treten kann. Dafür sind sowohl männliche wie weibliche Polizisten vorgesehen. Die Gemeindepolizei betrifft nur Kommunen im sogenannten Raum von Groß-Buenos Aires, wo die Einwohner sich dauernd beklagen, dass sie keinen Polizeischutz genießen und den Verbrechern schutzlos ausgesetzt sind.
Die Kosten dieser aufwendigen Polizeiorganisation werden von der Provinzkasse getragen, die ohnehin defizitär ist, dauernd Schuldscheine auf dem Markt platziert und im Umfeld der nationalen Finanzkrise als Folge des obwaltenden Streites der Nationalregierung mit den sogenannten Geierfonds in New York die nationalen, provinziellen und Gemeindefinanzen bedrängen. Ob es Gouverneur Scioli gelingen wird, die geplanten Gemeindepolizeien einzurichten, bleibt somit abzuwarten. Provinzen und Gemeinden haben keinen Zugang zur freien Geldschöpfung durch die Zentralbank wie die Nationalregierung, die längst die obwaltende Inflation mit der Notenpresse fördert.
Meinung
Endspiel
Von Stefan Kuhn
Deutschland-Argentinien, für die Fußballwelt ist das ein Traumfinale. Für Deutsche in Argentinien dagegen ist die Partie ein Super-GAU: der größte anzunehmende Sportunfall. Dies hat nicht in erster Linie mit Loyalitätskonflikten zu tun - in Bezug auf Fußball schlagen äußerst selten zwei Herzen in einer Brust. Die Deutschen hier werden mehrheitlich mit der Nationalmannschaft mitfiebern. Bei den Deutsch-Argentiniern steht sicher die Selección an erster Stelle. Die Endspielpaarung hat beide Gruppen lediglich ihrer Ersatzsympathien beraubt.
Gewinnt Deutschland, gibt es für die Deutsch-Argentinier wenigstens einen kleinen Trost, denn dann ist zwar nicht ihr Heimatland Weltmeister geworden, sondern nur das Herkunftsland ihrer Vorfahren. Für die Deutschen in der argentinischen Diaspora wird es in diesem Fall ungemütlich. Es empfiehlt sich nicht, stolz im Adlertrikot durch die Straßen von Buenos Aires zu ziehen. Verliert die Nationalmannschaft dagegen, ist man für geraume Zeit dem Spott von argentinischen Freunden und Bekannten ausgesetzt.
Deutschland geht vor allem wegen des 7:1-Sieges gegen Gastgeber und Turnierfavorit Brasilien als Favorit in das Endspiel gegen Argentinien. Das sehen auch die Buchmacher so. Für einen Sieg Deutschlands bekommen die Wetter das 2,15-fache ihres Einsatzes zurück. Die Quote für Argentinien liegt bei 1:3,5. Wer auf Elfmeterschießen tippt, bekommt etwa das Dreifache seines Einsatzes. Das kommt nicht von ungefähr, denn Deutschland hat deutliche Vorteile. Im Halbfinale musste die Löw-Elf nicht in die Verlängerung gehen und hatte zudem einen Tag mehr Ruhepause. Die Deutschen haben auch mit Abstand die meisten Tore geschossen (17) und lediglich vier Gegentreffer kassiert. Argentinien kommt auf acht Treffer in den bisher sechs Spielen und musste drei Gegentore hinnehmen.
Auch die Fußballgeschichte spricht für das DFB-Team. In den bisher sechs WM-Begegnungen mit Argentinien, so viele Partien bei Weltmeisterschaften spielte Deutschland sonst nur gegen Jugoslawien, gab es nur eine Niederlage: 2:3 im Finale 1986 in Mexiko. 1966 gab es ein 0:0 in der Gruppenphase, 2006 einen deutschen Sieg im Elfmeterschießen. Drei Mal gewann die Nationalmannschaft in regulärer Spielzeit, darunter der 1:0-Sieg ´90 im Finale von Rom. Damals wurde Deutschland zum letzten Mal Weltmeister, für Argentinien war es die letzte Finalteilnahme.
Aber das alles zählt am Sonntag im Maracaná-Stadion von Rio de Janeiro nicht. In einem Endspiel stehen die Chancen 50:50, auch wenn Buchmacher andere Quoten haben. Der Kantersieg der Deutschen gegen Brasilien belastet da mehr als er hilft. Bundestrainer Jogi Löw mag noch so viel warnen, ob er das Wunderspiel aus den Köpfen seiner Spieler bringt, ist zweifelhaft. Vor vier Jahren putzten seine Jungs in der K.o.-Runde England (4:1) und Argentinien (4:0) weg und scheiterten im Halbfinale gegen Spanien (0:1). Zwischen Selbstvertrauen und Überheblichkeit ist oft nur ein schmaler Grat.
Argentinien hat im Turnier bisher keine wirklich überzeugenden Leistungen gebracht, aber dennoch überrascht. Vor der WM ging man davon aus, dass Argentinien mit Messi, Di María, Higuaín, Agüero und Lavezzi eine der stärksten Offensiven aller Mannschaften hat, jedoch große defensive Mängel. Es war umgekehrt. In den drei Spielen der K.o.-Runden gab es für die Albiceleste keinen Gegentreffer, aber Messi und Co. schossen nur zwei Tore. Es ist nicht unwahrscheinlich, dass solch ein effizienter Minimalistenfußball zum Titel führt. Eine gute Defensivarbeit, ein genialer Moment von Messi, und Argentinien ist Weltmeister. Spanien wurde vor vier Jahren mit nur acht Toren in sieben Spielen bei zwei Gegentreffern verdient Weltmeister. Deutschland kam als Dritter des Turniers auf ein Torverhältnis von 16:6.
Deutschland hätte den vierten Titel zumindest statistisch verdient. Die Nationalmannschaft ist das beständigste Team bei den bisherigen Weltmeisterschaften. Bei den letzten vier Turnieren kam die DFB-Elf jeweils unter die besten Vier. Das hat zuvor noch keine Nation geschafft. Die Männer mit dem Bundesadlertrikot stehen bei 18 WM-Teilnahmen zum achten Mal im Endspiel. Sie gewannen bisher drei Titel, wurden vier Mal Vizeweltmeister, vier Mal Dritter und ein Mal Vierter.
In der Ewigen Tabelle aller Weltmeisterschaften liegt Deutschland mit 215 Punkten auf Platz zwei hinter Brasilien (227) und deutlich vor Italien (156) und Argentinien (140). Inzwischen hat die Nationalmannschaft mit 223 Treffern auch mehr Tore als die brasilianische Seleçao (221) geschossen. Der deutsche Rekordtorschütze Miroslav Klose (71 Treffer) ist inzwischen mit 16 Toren auch Rekordtorjäger aller Fußballweltmeisterschaften. Ihm folgt der Brasilianer Ronaldo mit 15 Treffern, danach kommt mit dem legendären Gerd Müller (14) erneut ein Deutscher. Auf Platz sechs liegt Jürgen Klinsmann (11), auf Platz acht der erst 24-jährige Thomas Müller, der wie Helmut Rahn und fünf weitere Spieler, darunter Gabriel Batistuta als bester Argentinier, zehn Treffer erzielte. Müller hat im Laufe des Turniers bereits fünf Mal getroffen und dabei Fußballgrößen wie Maradona, Guillermo Stábile, Rudi Völler (je 8) sowie Paolo Rossi, Eusebio, Karl-Heinz Rummenigge und Uwe Seeler (je 9) hinter sich gelassen.
Argentinien hat den Titel verdient, weil der ewige Mitfavorit und zweimalige Weltmeister nach 28 Jahren mal wieder an der Reihe wäre. Natürlich würde ein Erfolg die Argentinier euphorisieren, aber Fußball hat weltweit solch einen Stellenwert, dass wohl jede Nation beim Titelgewinn aus dem Häuschen wäre. Mal abgesehen von den WM-Teilnehmern USA und Australien, denn dort spielt Fußball nicht einmal die zweite Geige. Als in Argentinien lebender Deutscher könnte man Argentinien den Titel sogar wünschen. Mit ihm würde der ganze Maradona-Kult auf ein Normalmaß zurechtgestutzt werden. Neben den großmäuligen Ausnahmefußballer, der auf alles schießt, was sich nach Kritik an seiner Person anhört, würde der bescheidene Ausnahmefußballer Messi treten.
Dennoch kann man als Deutscher kaum über den eigenen Schatten springen, denn der Gegner Argentiniens heißt Deutschland. Es schlagen nun Mal keine zwei Herzen in einer Brust.
Meinung
Randglossen
Auf die traditionelle Feier des Unabhängigkeitstages vom 9. Juli musste Präsidentin Cristina Kirchner als Folge ihrer Halskrankheit verzichten. Sie beorderte ihren Vizepräsident Amado Boudou mit der Rede in Anwesenheit des gesamten Kabinetts. Boudou ist wegen Korruptionsmachenschaften vor Gericht angeklagt. Die Präsidentin stärkt ihm politisch den Rücken. Seine freie Rede, ohne vom Blatt abzulesen, erinnerte an die sogenannte finanzielle Unabhängigkeit, die Präsident Perón 1946 angeblich erreichte hatte, als er die Bonds vorzeitig tilgte. Die Bondsinhaber waren erstaunt über diese Großzügigkeit, konnten sie doch ihr Geld zu höheren Zinsen wieder anlegen, allerdings nicht in Argentinien, wo die Zentralbank bald Default anmelden musste, weil sie ihre Zusagen für Importe aus USA nicht honorierte. Boudous Geschichtsklitterung verfiel in billige Demagogie.
Argentinien ist ein Land der Fußballfans. Wenn die nationale Mannschaft spielt, verschwinden die Querelen zwischen den Klubs. Das konnte man nach dem knappen Sieg gegen Holland deutlich feststellen. Zigtausende Fans verwandelten sich plötzlich in waschechte Patrioten. Vor allem beim Obelisken in der Hauptstadt und auch anderswo im Land wurde gefeiert, skandiert, Fahnen geschwenkt und auch sonstwie die Freude gezeigt. Erzfeind Brasilien musste die schlimmste Niederlage seiner Geschichte im Spiel gegen Deutschland mit Tränen hinnehmen, derweil die Argentinier frohlockten, weil sie das Finale gegen Deutschland erreichten. Trostpreis mag das heutige Spiel gegen Holland sein, das entscheidet wer Dritter und wer Vierter sein wird. Ein schwacher Trost für die Brasilianer.
Deutschlands Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) hat vollkommen Recht. Die Spionage-Attacke der USA auf den Bundesnachrichtendienst (BND) ist an Blödheit kaum zu überbieten. Industrie-Spionage geht ja noch in Ordnung, denn selbst militärische Verbündete sind wirtschaftliche Konkurrenten. Aber ein CIA-Spion beim deutschen Auslandsgeheimdienst ist ein Rohrkrepierer sondergleichen. Er schadet den transatlantischen Beziehungen und dürfte kaum relevante Informationen bringen, denn der BND trägt sowieso alle Informationen an die CIA, NSA oder wie sie alle heißen weiter. Das beste an der Geschichte ist noch, dass der BND die vermeintlichen Kollegen von der CIA um Hilfe bei der Enttarnung des Spions baten. Sie wussten nicht, für wen er arbeitete. Dass dies noch blöder als blöd ist, hat Schäuble vergessen zu erwähnen.
Wenn Argentinien das WM-Endspiel gegen Deutschland verliert, trägt Diego Maradona zumindest eine Mitschuld. Seine Häme über die 1:7-Halbfinalniederlage Brasiliens gegen Deutschland könnte das Endspiel zu einem Heimspiel für Deutschland machen. Maradona steht mit seinem Hass gegen den südamerikanischen Erzrivalen nicht allein. Nur in Argentinien wurde der deutsche Kantersieg wohl mehr gefeiert als in Deutschland. Immerhin hat die Albiceleste im brasilianischen Superstar Neymar einen prominenten Fürsprecher. Das liegt allerdings weniger an subkontinentaler Solidarität, sondern an der Tatsache, dass mit Messi und Masche-rano zwei Vereinskollegen Neymars aus Barcelona im argentinischen Team stehen. So ist es auch wenig überraschend, dass der Niederländer Robben und der Belgier van Buyten Deutschland unterstützen. Mindesten sechs ihrer Mitspieler von Bayern München stehen im deutschen Team.
Wirtschaft
Übersteigen argentinische Auslandsguthaben die Auslandsschulden?
Das Statistische Amt (INDEC) hat einen Bericht über die internationale Finanzposition des Landes bekanntgegeben, aus dem hervorgeht, dass die Aktiven (öffentlich und privat) in ausländischer Währung per Ende 2013 u$s 183,75 Mrd. betrugen. Bei Abzug der Passiven, die mit u$s 134,75 Mrd. angegeben werden (bei der Staatschuld werden nur Schulden in ausländischen Währungen berücksichtigt), verbleibt ein Saldo von u$s 49 Mrd. Mit dieser Statistik will die Regierung die argentinischen Finanzen besser darstellen, als allgemein angenommen wird, was auch zur Politik der Rückkehr zum internationalen Finanzmarkt gehört, die die Regierung vor einigen Monaten eingeleitet hat.
Der Gesamtbetrag der Dollarnoten (in den letzten Jahren auch zunehmend Euronoten) in Händen der lokalen Bevölkerung (in Wohnungen oder Sicherheitsfächern von Banken), plus Bankkonten im Ausland, Aktien u.a. Wertpapiere im Ausland, und auch Immobilien, liegt mit u$s u$s 183,75 Mrd. um u$s 16,05 Mrd. über Ende 2012. Dieser Betrag wird als Differenz bei der Aufstellung der ZB berechnet. Es gibt keine Unterlagen, um die Kapitalflucht direkt zu ermitteln. Nur bei Auslandsanlagen von grösseren Unternehmen bestehen Daten.
Bei dieser Berechnung wird jedoch nicht berücksichtigt, dass Importe weitgehend unterbewertet und bestimmte Exporte (die Rückvergütungen erhalten) überbewertet werden, wobei die Differenz in Dollar im Ausland bezahlt wird, ohne dass dies der ZB angegeben wird. Ebenfalls werden Beträge nicht berücksichtigt, die Touristen ausgeben (wenn der Betrag die offfizielle Schätzung übersteigt) und auch weitere Zahlungen, sei es für Honorare, Informatikdienste u.s.w. Man kann somit davon ausgehen, dass der Betrag, der als Kapitalflucht gebucht wird, viel geringer ist.
Es ist nicht möglich, eine gute Zahl über den effektiven Umfang argentinischer Auslandsguthaben zu berechnen. Aber, wenn man sich des Umfangs der Über- und Unterfakturierungen bewusst ist, kann man davon ausgehen, dass es auf alle Fälle unter u$s 100 Mrd. sind. Somit wäre der Saldo negativ.
Auf alle Fälle verfügt das Land hier über eine Kapitalquelle im Ausland, die zumindest zum Teil auch für die lokale Wirtschaft genutzt werden könnte. Die Regierung wollte mit der Weisswaschung etwas in diesem Sinn erreichen, blieb jedoch weit hinter dem angestrebten Ziel zurück, das auch bescheiden war. Es wurden keine u$s 1 Mrd. von den angestreben u$s 4 Mrd. legalisiert. Das Weisswaschungsgesetz war schlecht formuliert und widersprach ausserdem der Gesetzgebung über Geldwäsche. Man muss sich das Problem schon besser überlegen, um zu erreichen, dass diese Devisenguthaben, die zum allergrössten Teil schwarz sind, auf den legalen Wirtschaftskreislauf übergehen und in Argentinien angelegt werden. Für eine Regierung, die auch auf diesem Gebiet das Vertrauen verloren hat, ist dies besonders schwierig. Die Möglichkeit, Dollar auf Bankkonten bei lokalen Banken zu deponieren (womit sie die gleiche Wirkung wie Pesodepositen hätten, nämlich Kredite möglich zu machen), ist auch begrenzt, weil die ZB die Möglichkeiten von Dollarkrediten stark eingeschränkt hat, so dass die Banken sehr niedrige Zinsen zahlen. Würden Dollarkredite bei Hypotheken u.a. Fällen zugelassen, könnten die Banken höhere Zinsen bieten und Depositen anziehen. Allerdings müsste hier nicht nach dem Ursprung der Gelder gefragt werden.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 8,16, ganz wenig über der Vorwoche und um 25,06 % über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 29,62 Mrd. gegen u$s 29,12 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.14 bei $ 8,86, zum 30.12.14 bei $ 9,28 und zum 31.03.15 bei $ 9,979. Der Terminkurs per Juni 2015 enthält einen Jahreszinssatz von 32,32%. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 12,00.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Plus von 6,80% und lag 61,37 % über Ende 2013.
***
Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 0,51% und notierten mit 30,67% im Plus gegenüber Ende 2013. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 0,13% und lagen mit 36,52% gegenüber Ende 2013 im Plus. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 1,53% und lagen mit 0,75% im Minus, und Global 2017 Arg. gewannen 6,15% und lagen 7,88% im Minus seit Jahresende 2013.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 232,87, (Vorwoche $ 227,59) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 325,12 (Vorwoche $ 314,30).
***
Der Wirtschaftler Miguel Bein hat berechnet, dass der Betrag, der laut Urteil von Richter Thomas Griesa an Geierfonds u.a Holdouts gezahlt werden muss, u$s 1,65 Mrd. erreicht. Die ursprüngliche Schuld habe u$s 428 Mio. betragen und sich dann wegen der Zinsen fast vervierfacht. Im November 2012, nach dem Urteil von Griesa, betrug die Schuld mit Zinsen nur u$s 1,33 Mrd. Bein auch hat berechnet, dass die gesamten Forderungen der Holdouts, von denen die meisten nicht vom Griesa-Urteil erfasst sind, u$s 15 Mrd. ausmache. Doch dies bezieht sich nur auf diejenigen, die der US-Gerichtsbarkeit unterstellt sind. Wenn man auch den Rest einbezieht sind es u$s 22 Mrd. Bein meint, dass es möglicherweise etwas weniger sind, weil bei vielen Bonds im Defaultstand nie eine Zahlung gefordert worden sei.
***
Nachdem Mariana Matranga an Stelle von Daniel Cameron zur Staatssekretärin für Energie ernannt wurde, wurden jetzt der Soziologe Gastón Ghioni zum Unterstaatssekretär für Brennstoffe und der Ökonom Paulo Enrico Farina zum Unterstaatssekretär für elektrische Energie ernannt. Beide hatten mit Kicillof im Studienzentrum CENDA (Centro de Estudios para el Desarrollo Argentino) zusammengearbeitet, wo auch Handelssekretär Augusto Costa und die Botschafterin in den USA, Cecilia Nahón, tätig waren. Kicillof hat somit faktisch seinen Amtsbereich erweitert und Planungsminister Julio de Vido verdrängt, der jetzt faktisch nur noch für öffentliche Infrastrukturbauten zuständig ist. Vorher war ihm das Transportsekretariat schon entzogen worden, das auf Innenminister Florencio Randazzo übertragen wurde. Es ist bedenklich, dass die neuen hohen Beamten im Energiesekretariat keinerlei Kenntnisse und Erfahrung auf diesem Gebiet mit sich bringen.
***
Ab Montag wird der Terminmarkt von Buenos Aires (Matba), der sich mit Termingeschäften mit Getreide und Ölsaat befasst, auch Devisentermingeschäfte vermitteln. Bisher waren auf diesem Gebiet nur die Terminbörse von Rosario (Rofex) und der offene elektronische Wertpapiermarkt (MAE) tätig.
***
Die Getreidebörsen des Landes haben ihre Sorge über die Lage auf dem Weizenmarkt zum Ausdruck gebracht. Es bestehe ein grosser Überschuss, der nicht exportiert werden darf, aber auch nicht von den lokalen Weizenmühlen gekauft werde. Es besteht die Gefahr, dass der Marktpreis für Weizen wieder unter den Paritätspreis (Weltmarktpreis minus Frachten, Exportzölle und Exportkosten) sinkt, wie in vergangenen Jahren.
***
Das Studienzentrum des Spitzenverbandes der Industrie, die „Unión Industrial Argentina“ (UIA) hat ermittelt, dass die Industrieproduktion im Mai um, 5,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 1,3% gegen-über April 2014 zurückgegangen ist, womit die ersten 5 Monate 2014 um 2,8% unter dem Vorjahr liegen. Für das INDEC betrug die interanuelle Abnahme in 5 Monaten 4%, für FIEL sogar 4,4%. Die Differenzen hängen von der unterschiedlichen Wägung der einzelnen Branchen ab. Trotz der allgemeinen Abnahme gab es laut UIA-Index im Mai internauelle Zunahmen bei Grundmetallen (+5,9%), Erdölraffinerien (+13,6%) und Chemikalien und Medikamenten (+7,4%). Bei den Branchen mit negativer Entwicklung steht die Kfz-Inbdustrie an erster Stelle (-36%).
***
Die Consulting-Firma ACM, geleitet von Maximiliano Castillo, rechnet für dieses Jahr mit einem Defizit der Staatsfinanzen von $ 185 Mrd., was 4,7% des BIP darstellen würde. In vier Monaten betrug das echte Defizit $ 36,88 Mrd. Wenn man die Mittel hinzuzählt, die die ZB bereitgestellt hat (die als laufende Einnahmen gebucht werden), gelangt man auf $ 49,42 Mrd., 92% mehr als im Vorjahr. Hinzu kommen dieses Jahr noch $ 41,61 Mrd., die das ANSeS beisteuert. Castillo weist darauf hin, dass in den kommenden Monaten gespart werden müsste, um überhaupt das von ihm vorgesehene Gesamtergebnis erreichen zu können.
***
Die ZB weist für das Jahr 2013 einen Gewinn von $ 78,4 Mrd. aus, 144% über 2012. Die Aufwertung der Reserven wegen der Abwertung warf einen Buchgewinn von $ 88,4 Mrd. ab, zu dem noch andere Scheingewinne hinzukommen, so dass die Bilanz in Wirklichkeit mit einem Verlust von $ 12,9 Mrd. abschliesst, gegen $ 11,8 Mrd. im Vorjahr. Die ZB erleidet bei der Unterbringung von Wechseln (Lebac und Nobac), die hoch verzinst werden, einen bedeutenden Verlust. Da die ZB auf der anderen Seite das Schatzamt zu niedrigeren Zinsen finanziert, handelt es sich im Wesen um ein zusätzliches Defizit der Staatsfinanzen, das auf die ZB übertragen wird.
***
Der Rhythmus der monetären Expansion ist per Ende Juni gestiegen. Die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 27.6.14 um 20,16%, und in 30 Tagen um 7,18%. Die Expansion betrug im Juni (bis zum 27. Juni) $ 21,78 Mrd, von denen $ 12,06 Mrd. auf Zuwendungen an das Schatzamt, $ 5,59 Mrd. auf Devisenkäufe und $ 5,50 Mrd. auf Swap-Geschäfte entfallen. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen) stieg in 12 Monaten um 24,02%, und in 30 Tagen um 12,58%. Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten um 22,65% auf $ 815,91 Mrd., und die gesamten Bankkredite um 23,48% auf $ 549,19 Mrd. Von den gesamten Depositen werden 32,7% als Pflichtreserven sterilisiert oder, ganz besonders bei der Banco Nación, an den Staat geliehen, in Form von Zeichnung von Schatzscheinen.
***
Der Mengenumsatz des Einzelhandels lag im Juni um 8,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und im ersten Halbjahr 2014 um 7% niedriger, berichtet der Verband CAME, der vorwiegend den Einzelhandel vertritt. Die stärksten Rückgange weisen elektrische Haushaltsgeräte, Juwelen, Spielzeuge, Kfz-Reifen und Eisenwaren aus.
***
Die Liste der Produkten mit der Bezeichnung „gepflegte Preise“ ist auf 320 angestiegen und die Verkaufspreise sind bis September durchschnittlich um 4% erhöht worden. Zwischen den Monaten Januar bis September wird die allgemeine Preiserhöhung dieser Produkte bei 7,5% liegen.
***
Diue Provinzen befinden sich allgemein in einer schwierigen finanziellen Lage, die in einigen Fällen kritisch ist. Die Consulting-Firma Economía & Regiones schätzt, dass die gesamten Einnahmen der Provinzstaaten dieses Jahr um 32% auf $ 626 Mrd. zunehmen, und die Ausgaben um 33,8% auf $ 663 Mrd., so dass das Defizit um 81% auf $ 37,5 Mrd steigt. Die Provinzen müssen dieses Jahr ein Defizit von $ 17 Mrd finanzieren, und dazu noch bestehende Schulden, die verfallen, in Höhe von $ 20 Mrd. decken. Andere Wirtschaftler rechnen mit einem noch höheren Finanzbedarf. Die Provinzen Buenos Aires, Mendoza und Rio Negro, und auch die Stadt Buenos Aires, mussten jetzt die Ausgabe von Bonds hinausschieben, da keine Abnehmer vorhanden sind, solange das Problem mit den Holdouts nicht gelöst ist. Das hat dazu geführt, dass fällige Zahlungen an Lieferanten u.a. nicht vollzogen wurden. Es besteht jetzt die Gefahr, dass die Provinzen wieder zum eigenen Geld greifen, indem sie mit kurzfristigen übertragbaren Wechseln zahlen, die dann mit Abschlag gehandelt werden. Die Provinzen wiesen zum 31.3.14 eine Gesamtschuld von $ 183 Mrd. aus, von denen ca. 40% auf die Nationalregierung entfallen.
***
Durch Beschluss 30/2014 des Amtes des Kabinettschefs hat die Regierung $ 5 Mrd. des Sonderfonds der ANSeS auf die Staatskasse übertragen. Insgesamt wurden dem Fonds, der für die Sicherung der Renten bestimmt ist, dieses Jahr schon $ 15,90 Mrd. plus u$s 478,4 Mio. entzogen, was insgesamt $ 19,8 Mrd. ausmacht. Das Portefeuille des Sonderfonds der ANSeS enthält jetzt schon 70% Staatspapiere, wobei der grösste Teil auf Pesos lautet, mit Zinsen, die weit unter der Inflation liegen. Somit wird der Fonds verwässert.
***
Das Statistische Amt der Stadtverwaltung von Buenos Aires hat auf Grund der Zahlungen der Bruttoumsatzsteuer ermittelt, dass der Konsum im 1. Quartal 2014 stark zurückgegangen ist. Bei Eisschränken, Waschmaschinen u.dgl. betrug die Abnahme gegenüber der gleichen Vorjahresperiode 14,3%, bei Restaurants 12%, und bei den „Fast-Food-Ketten“ 6,8%.
***
Die ZB hat in letzter Zeit die restriktive Politik bei Auslandszahlungen verschiedener Art verhärtet, begleitet vom Handelssekretariat, das bei Importgenehmigungen im gleichen Sinn handelt. Bei Dividenden wurde bestimmt, dass für jeden Dollar, der dabei überwiesen wird, zwei Dollar an Exporten nachgewiesen werden. Oder es bleibt beim bisherigen „eins zu eins“, wobei dann der Dividendentransfer nur tropfenweise zugelassen wird und sich auf ein Jahr estreckt. Bei Importen von Filialen von multinationalen Grossunternehmen werden die Zahlungen kontingentiert und die Zulassung an die Gewährung von Krediten aus dem Ausland gebunden. Schliesslich wurde die Genehmigung von Dollarkäufen durch Einheitssteuerzahler, die vor einigen Monaten gewährt wurde, faktisch wieder aufgehoben.
***
Der Verkauf von Baumaterialien ist im Juni im Jahresvergleich um 2,5% zurückgegangen, jedoch gegenüber dem Vormonat um 5,6% gestiegen, geht aus dem Construya-Index hervor, der auf den Grundlage der Lieferungen der wichtigsten Baumaterialien von den Unternehmen, die sie erzeugen, aufgestellt wird. Das erste Halbjahr schloss mit einem Plus von 0,9% gegenüber der gleichen Vorjahresperiode.
***
Wie die Steuerbehörde der Provinz Buenos Aires ARBA mitteilte, dürfen jetzt provinzielle Steuern über Kreditkarten und Internet bezahlt werden. Die Behörde nimmt alle gängigen Kreditkarten an. Das neue System wurde vom Technologieunternehmen der Provinzbank (BAPRO), Provincia NET, entwickelt.
***
Um 12% sind die Umsätze in den Restaurants der Bundeshauptstadt im ersten Jahresquartal zurückgefallen, berichtet das städtische Statistikamt. Bei den Schnellimbissrestaurants gingen die Umsätze um 6,8% zurück. Diese Entwicklung ist vornehmlich auf die bedeutenden Lohnerhöhungen zurückzuführen, die bei gewöhnlichen Restaurants viel mehr ins Gewicht fallen als bei Selbstbedienungsrestaurants mit einer beschränkten Zahl von Produkten, wie McDonald´s, Burger King u.a.
***
Der Rückgang der Kfz-Produktion wirkt sich direkt auf die Zulieferanten aus, die Personal entlassen, für eine bestimmte Zeit oder definitiv. Die Firma Lear, die Kabelnetze für Ford in ihrer Fabrik im Vororot Pacheco erzeugt, hat die Arbeit für 330 Arbeiter für unbestimmte Zeit aufgehoben, und vorher hatte sie schon ca. 100 entlassen, was zu Protesten auf der Autobahn „Acceso Norte“ führte. Ford hat ausserdem begonnen, diese Kabelgruppen zu importieren. Auch die spanische Gestamp (die vornehmlich VW beliefert), die französische Valeo (die Renault und Peugeot-Citroen mit Optik beliefert), die deutsche Kromberg, die brasilianische Plascar und die nordamerikanische Visteon haben Personal entlassen. Insgesamt sind 400 Unternehmen von dieser Lage betroffen, die zusammen 65.000 Arbeitnehmer beschäftigen. Bei den Zubehörteilen für die Kfz-Industrie ist die Bilanz mit Brasilien besonders negativ. Trotz intensiver Bemühungen der Industrieministerin Debora Giorgi, um diesen Zustand zu korrigieren, wurde bisher wenig erreicht.
***
Im Juni sind die Konsumentenpreise in der Bundeshaupstadt laut Berechnung des statistischen Amtes der Stadtverwaltung, um 2,3% gestiegen. Im Einzelnen nahmen „Wohnung, Wasser, Strom u.a. Brennstoffe“ um 5,5% zu, „Gesundheit“ um 3,3%, „Freizeitausgaben“ um 3%. In den ersten 6 Monaten 2014 betrug die Zunahme 20% und in 12 Monaten 40,2%. Die Transportkosten (die eine Wägung von 12% im Index haben) stiegen in 12 Monaten um 51,7%.
***
Im Juni wurden 30.676 Motorräder verkauft, 37,1% weniger als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der Branche. Der Rückgang erreichte im ersten Halbjahr 2014 30%.
***
Die ZB erhielt am Dienstag bei ihrer wöchentlichen Ausschreibung von Wechseln (Lebac und Nobac) Offerten für $ 13,37 Mrd. und u$s 49 Mio., die alle angenommen wurden. Bei Abzug der Amortisation bestehender Wechsel verbleibt eine konktraktive Wirkung von $ 5,3 Mrd., womit die Expansion von $ 1 Mrd. der ersten Juliwoche weit mehr als ausgeglichen wurde. Die Zinsen für Lebac betrugen bei 90 bis 104 Tage 26,79%, bzw. 26,91%. Bei längeren Fristen waren sie höher, bis auf 28,25% bei 365 Tagen.
***
Die Zahl der notariellen Immobilienübertragungen lag in der Bundeshauptstadt im Mai 2014 mit 2.898 Fällen um 15,4% unter dem Vorjahr. In Werten waren es jedoch mit $ 2,20 Mrd. 9,7% mehr als im Vorjahr. Der durchshcnittliche Wert pro Immobilie stieg innerjährlich um 50,3% auf durchschnittlich $ 758.000. Der Rückgang war besonders bei billligen Wohnungen sehr betont.
***
Eine Untersuchung der Consulting-Firma IDC, die sie im Auftrag des Verbandes „The Software Alliance“ durchführte, bei der 22.000 Personen in 34 Ländern befragt wurden, hat ergeben, dass in Argentinien 69% der verwendeten Software-Programme illegal ist, d.h. es werden keine Gebühren bezahlt. Die Koeffizient liegt über dem Durchschnitt von ganz Lateinamerika, der 59% beträgt.
***
Die Gewerkschaft der Bankbeamten, die am Mittwoch einen Streik verfügt hat (weil in Tucumán bei einem Finanzinstitut Bankangestellte entlassen wurden), hat jetzt eine neue Lohnrunde gefordert, um eine weitere Gehaltserhöhung zu erhalten, die die Wirkung der Gewinnsteuer ausgleicht. Der Generalsekretär der Gewerkschaft, Sergio Palazzo, wies darauf hin, dass 95% der Bankangestellten von der Gewinnsteur erfasst werden, und dabei 5 Prozentpunkte der jüngsten Gehaltserhöhung (von 31% ab 1. März 2014) zahlen müssen.
***
Die Finanzierung über den Kapitalmarkt erreichte im Juni 2014 $ 5,52 Mrd., 88% mehr als im Mai 2014 und 52% mehr als im Juni 2013, berichtet die Nationale Wertpapierkommission. In sechs Monaten 2014 betrug die Zunahme 30%. Vom Gesamtbetrag entfallen $ 1,91 Mrd. auf finanzielle Treuhandfonds und $ 3,62 Mrd. auf Obligationen. Ende Juni gab es 541 Treuhandfonds, die $ 70,34 Mrd. verwalteten.
***
In Tierra del Fuego waren in den ersten 5 Monaten 2014 durchschnittlich 12.652 Arbeitnehmer beschäftigt, was 17% weniger als im Vorjahr darstellt, teilt die Provinzregierung mit.
***
Die Börse von New York weist bezüglich Argentinien eine optimistische Stimmung aus, was bedeutet, dass mit einer Einigung mit den Holdouts und nicht mit einem neuen Default gerechnet wird. Am Mittwoch stiegen die Aktien argentinischer Unternehmen, die auch dort kotiert werden. Die Aktien der Banken Macro, Francés und Galicia stiegen um 9,5%, 7,2% und 5,5%, Edenor stieg um 11,3%, und YPF um 4,3%. Auch die Staatsbonds in Dollar stiegen, so dass die Prämie für das Landesrisiko um 12% auf 591 Basispunkte zurückging.
***
Fünf lokale Banken beabsichtigen unmittelbar Obligationen auf dem lokalen Markt unterzubringen: BBVA Francés für 1 Mrd., Banco Itaú für $ 300 Mio., Banco Hipotecario für $ 500 Mio., Banco Patagonia für $ 250 Mio., Banco de Crèdito y Securitización und Banco de Servicios y Transacciones für je $ 150 Mio. Der Zinssatz wird variabel sein, und die Laufzeit soll bis zu drei Jahren gehen. Die Banken können hier höhere Zinsen als bei Fristdepositen bieten, weil sie auf diese Mittel keine Reserven bilden müssen. Mit den Obligationen wollen die Banken den Verlust (oder die geringe Zunahme) der Spar- und Fristdepositen ausgleichen.
***
Auch in der Provinzhauptstadt Córdoba zeichnet sich keine Besserung bei den Konsumabsichten der Verbraucher ab. So gingen im Juni die Verkaufszahlen der Ladenbesitzer um 10,2% zurück, berichtet der örtliche Handelsverband Fedecom. Ein Grossteil des dreizehnten Monatsgehalts sei dazu verwendet worden, Altschulden zu begleichen.
***
Kommende Woche findet eine öffentliche Anhörung statt um Einzelheiten über den Bau einer Anlage zur Bereicherung von Uran von der Firma Dioxitek in einer Ortschaft 16 km von der Provinzhauptstadt Formosa entfernt zu debattieren. Paralell soll hier auch ein Technologiepol der Nationalen Atomenergiebehörde (CNEA) entstehen. Argentinien verwendet bei seinen Kernkraftwerken natürliches Uran statt angereichertes, wie es auf der ganzen Welt üblich ist. Das bringt höhere Kosten mit sich, so dass beim nächsten Atomkraftwerk ein Übergang auf die günstigere Technologie studiert wird. Das Problem, dass sich hier stellt, besteht darin, dass Anlagen zur Bereicherung von Uran sehr gross sein müssen, um wirtschaftlich zu sein.
***
Ein Gericht der Provinzhauptstadt La Plata entschied, dass eine 81-Jährige Rentnerin Anspruch hat, ihre italienischen Rentenbezüge i.H. von monatlich E 271 in dieser Währung ausgezahlt zu bekommen. In der Praxis bedeutet das, dass sie den Betrag dann zum Schwarzkurs umtauschen kann, was sehr merkwürdig erscheint.
***
Das Wirtschaftsministerium gab die Voraussetzungen bekannt, die von Auftragnehmern der Kredite zu erfüllen sind, die vom Fonds für die argentinische Wirtschaftsentwicklung (Fondear) zu erfüllen sind. Der Fonds hat insgesamt $ 10 Mrd. zu vergeben. Dabei soll es sich um produktive Projekte mit einem exportorientiertem Potential handeln. Ebenfalls sollten die Projekte bestehende Importe substituieren und Arbeitsplätze schaffen. Die ausgesuchten Projekte können mit einer Finanzierung von bis zu 80% rechnen. Strategische Bereiche, darunter die Automobilindustrie, die Autoteileindustrie, Kapitalgüter und Medikamente sollen Priorität geniessen.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Der börsennotierte Stahlkonzern Voestalpine hat einen Großauftrag für eine Offshore-Pipeline in Brasilien erhalten. Geliefert werden 120.000 Tonnen sauergasbeständige hochfeste Röhrenbleche für die dritte Pipeline des brasilianischen Energiekonzerns Petrobras im größten Ölfeld der Welt nahe Rio de Janeiro. Geliefert werde im Zeitraum September 2014 bis März 2015. Marktexperten schätzen den Auftragswert auf gut E 100 Mio. Für die Voestalpine sei es bereits die dritte Röhre, die gemeinsam mit dem brasilianischen Partner Tenaris Confab (vom Techint-Konzern) im Santos-Becken umgesetzt werde. Das letzte Projekt „Cabiunas“ sei 2012 mit 132.000 Tonnen der größte Röhrenblech-Auftrag in der Geschichte der Voestalpine gewesen. (Der Standard, Wien)
***
Im sozialistischen Kuba arbeiten inzwischen fast eine halbe Mio. Menschen in der Privatwirtschaft. Rund 467 000 Kubaner sind nach Regierungsangaben als Privatbeschäftigte auf der Karibikinsel angemeldet. Dabei gebe es fast 13 000 Privatgeschäfte, erklärte Vizepräsident Marino Murillo am Samstag vor dem Parlament in der Hauptstadt Havanna. Ende der 1960er Jahre hatte die Castro-Regierung noch alle Kleingeschäfte in Staatshand überführt. Der vorsichtige marktwirtschaftliche Öffnungskurs der letzten Jahre hatte aber bislang nicht den erhofften Effekt in dem rund 11 Mio. Einwohner zählenden Karibikstaat. Die Regierung von Staatschef Raúl Castro korrigierte ihre Wachstumsprognose für 2014 nach unten von 2,2% auf 1,4% des Bruttoinlandsprodukts. (dpa)
***
Der Vizepräsident von Venezuela, Rafael Ramirez, der für Wirtschaft zuständig ist, erklärte letzte Woche, dass das Land in kurzer Zeit auf einen einheitlichen Wechselkurs mit Bandbreiten für Schwankungen übergehen werde. Die bestehenen drei offiziellen Wechselkurse seien sehr schwer zu verwalten. Gegenwärtig besteht einmal ein Kurs von 6,3 Bolivar pro Dollar, und dann einer von 10 und ein weiterer von 50 Bolivar. Schliesslich besteht noch ein Schwarzkurs von etwa 70 Bolivar pro Dollar. Das Problem, dass sich bei der Kursvereinheitlichung stellt, besteht darin, dass der neue Kurs auf alle Fälle weit unter dem niedrigsten stehen würde, also eine bedeutende Abwertung mit sich bringt, die sich auf viele interne Preise und auch auf die Einkommensverteilung auswirkt. Als in Argentinien 1959 auf einen Einheitskurs übergegangen wurde, wurden gleichzeitig Exportzölle eingeführt, um die Wirkung teilweise auszugleichen. Venezuela müsste ein erster Stelle einen hohen Exportzoll auf Erdöl erheben.
***
Das chinesische Unternehmen HKND hat die Route des geplanten Kanals durch Nicaragua bekanntgegeben. Er soll von der Flussmündung des Río Punta Gorda an der Karibikküste durch den Nicaragua-See im Landesinneren bis zur Mündung des Río Brito auf der Pazifikseite führen. Der Kanal wird 278 km lang und zwischen 230 und 530 Meter breit sein. Zwei Schleusen sollen die Wasserstandsunterschiede ausgleichen. Die Fahrt wird etwa 30 Stunden dauern. HKND rechnet damit, dass jährlich 5100 Schiffe den Kanal durchqueren. Der Baubeginn ist für Ende des Jahres geplant. An den beiden Küsten ist jeweils ein Hafen geplant. In Brito an der Pazifikküste soll eine Freihandelszone entstehen, in Rivas nahe dem Nicaragua-See wird ein Flughafen gebaut. Zudem sollen entlang des Kanals Schnellstraßen entstehen. Nicaragua will dem Panama-Kanal Konkurrenz machen, der derzeit für grössere Frachtschiffen erweitert wird. Der Nicaragua-Kanal ist gleich für die derzeit größte Schiffsklasse mit einer Ladekapazität von rund 400 000 t ausgelegt. Fünf Prozent des Welthandels könnten künftig über die Wasserstraße abgewickelt werden, prognostiziert HKND. Zudem entstünden 200 000 Arbeitsplätze. Indessen weisen Fachleute darauf hin, dass die Kosten der Überquerung viel höher als beim Panama-Kanal liegen würden, und auch eine längere Zeit beansprucht wird, so dass dieser neue Kanal kaum konkurrenzfähig wäre. (dpa/AT)
***
In Chile betrug die Inflation, gemessen mit dem Index der Konsumentenpreise, im Juni 0,1% und in 12 Monaten 4,3%.
***
In Uruguay beschränkt ein jüngstes Gesetz ab 1. Juli 2014 die Barzahlungen. U.a. wird bestimmt, dass bei Übertragung von Immobilien mit einem Wert von über u$s 5.100 die Zahlung über beglaubigte Schecks, Wechsel oder eletronische Überweisung erfolgen muss.
***
Das mexikanische staatliche Erdölunternehmen Pemex hat den Bau der 2. Phase der Gasleitung, die nach den USA führt, von 450 km, an ein Gemeinschaftsunternehmen der Firmen Odebrecht (Brasilien), Arendal (Mexico) und Techint (Argentinien) zugeteilt. Die gesamte Gasleitung ist über 1.000 km lang und soll eine Kapazität von 2,1 Mrd. Kubikfuss (MMPCD) pro Tag haben.
***
In Chile erreichten die Regierungspartei und die Opposition im Senat eine Einigung über eine Steuerreform, die die Steuerlast für Unternehmen und Personen mit relativ höherem Einkommen erhöht, so dass der Staat Mittel erhält, die ihm erlauben, den unentgeltlichen Schulbesuch und die Verbesserung des allgemeinen Gesunheitsdienstes zu finanzieren.
***
Der dänische Schifffahrts- und Ölkonzern AP. Moller-Maersk hat seine Prognosen für die Ölexploration in Brasilien überarbeitet und eine Abschreibung von u$s 1,7 Mrd. über die Ölsparte Maersk Oil für die drei Blöcke beschlossen, in denen sie im Campus-Becken beteiligt ist. Der Verlust soll in das Ergebnis vom zweiten Halbjahr eingerechnet werden. Als Ergebnis der neuen Bewertung entschied das Unternehmen, nicht mehr als Betreiber im Land aufzutreten. Das Unternehmen erwarb Anteile an den Blocks BM-C-8, BM-C-30 und BM-C-32 des Ölförderers SK Energy im Juli 2011 für u$s 2,4 Mrd. „Diese Investition wurde in einer Zeit gemacht, in denen die Erwartungen an den Ölsektor noch positiver waren als heute und als es noch Aussicht auf das Wachstum Brasiliens gab“, sagte Nils Andersen, Präsident des Konzerns. „Jetzt haben wir unsere Strategie an die derzeitige Situation angepasst, natürlich unbefriedigend.“ (Brazil News)
***
Perus Wirtschaft wird im Verlauf der zweiten Jahreshälfte dank einer stärkeren Bergbautätigkeit und höheren Investitionen kräftig wachsen, prognostisierte der Zentralbankvorsitzende Julio Velarde. Er rechne mit einem Wirtschaftwachstum des BIP bis Jahresende von 5,5%.
***
Geschäftsnachrichten
Visteon
Dieses US-Unternehmen mit Sitz in Quilmes schliesst und entlässt ihre 240 Angestellte, davon 226 Mitarbeiter, die auf Stundenbasis entlohnt wurden. Die Entscheidung wurde der Metallgewerkschaft mitgeteilt. Visteon stellt Autoteile her und verlässt das Land aus Mangel an Rentabilität.
Danir AB
Dieses schwedische Unternehmen hat die App Mikz für Handys lanciert. Mit Mikz auf dem Handy hat man die Wahl und kann sich einen eigenen Mix aus Nachrichten, Blogs und Brands erstellen. Miks wurde in Schweden zur meist runtergeladenen App. Die App soll ebenfalls in Spanien, England, Frankreich, Südafrika und Irland angeboten werden.
Cervecería Kunstmann
Diese Brauerei aus der südchilenischen Stadt Valdivia weihte ihre erste Brauerei - inklusive eines Museums - in Bariloche ein, gegenüber dem Nahuel Huapi See. Die Chilenen, mit einer zwanzigjährigen Tradition im Nachbarland, liessen sich ihre Präsenz in Argentinien u$s 2,5 Mio. kosten. Vorgesehen ist eine monatliche Produktion von 10.000 Litern.
Alpek
Dieses mexikanische Unternehmen, das vorwiegend auf dem Gebiet der Petrochemie tätig ist, und zum Alfa-Konzern gehört, hat mehrere Betriebe der deutschen BASF in Lateinamerika und den Vereinigten Staaten übernommen, auch in Argentinien. In diesem Land handelt es sich um die Fabriken für expandierendes Polistyren (EPS) in der Ortschaft General Lagos, Provinz Santa Fé. In Mexico kauft Alpek die gesamte Tätigkeit auf dem gleichen Gebiet der Firma Polioles, ein Joint venture von Alpek und BASF. Die gesamte Kapazität für die EPS-Produktion steigt bei Alpek jetzt auf 230.000 Jato.
Garbarino + Samsung Electronics Argentina
Der grosse Einzelhändler für Haushaltsgeräte und Computer u.dgl., Garbarino, hat sich mit der lokalen Filiale der südkoreanischen Samsung zusammengetan, um ein technologisches Institut in der Provinz Buenos Aires zu bilden, das für Absolventen der Sekundarschulen bestimmt ist, die hier eine besondere Ausbildung auf dem Gebiet der Informatik und der Computertechnologie erhalten sollen. Allgemein besteht Mangel an Fachkräften auf diesem Gebiet, so dass den Absolventen der Zugang zu einem angemessenen Arbeitsplatz erleichtert wird.
YPF
Dieses Erdölunternehmen hat die Inbetriebnahme einer neuen Gasleitung von 55 km in der Provinz Neuquén zwischen dem Gaslager Rincón del Mangrullo und der Gastrennungsanlage von Loma de la Lata bekanntgegeben. Es handelt sich um eine Investition von u$s 75 Mio., die den Transport von 5 Mio. cbm Gas pro Tag erlaubt und unmittelbar eine zusätzliche Gaslieferung von einer Million cbm por Tag aus dem genannten Lager herbeiführt. Ausserdem erlaubt die neue Fernleitung, neue Gaslager auszubeuten. In Rincón del Mangrullo ist YPF mit Petrolera Pampa tätig. Es ist vorgesehen u$s 400 Mio. zu investieren, um eine Gasproduktion von 3 Mio. cbm por Tag mit 90 Bohrungen zu erhalten.
Mastellone Hnos
Dieses Milchunternehmen (Marke „La Serenísima“) das zwei Drittel der frischen Milch liefert, die im Land konsumiert wird, hat Obligationen für u$s 200, mit Verfall im Jahr 2021 auf dem internationalen Finanzmarkt untergebracht, über die Deutsche Bank Securtiies und Merril Lynch. Gleichzeitig hat die Firma Obligationen vorzeitig amortisiert, die 2015 und 2018 verfallen. Was über den Umtausch hinaus verbleibt, ist für Investitionen bestimmt. Mastellone erzielte 2013 einen Umsatz von $ 9,4 Mrd. und hatte dabei einen Verlust von $ 37,8 Mio. Der Verlust stieg im 1. Quartal 2014 auf $ 160 Mio. Eine Verlustquelle ist das Programm der „gepflegten Preise“, das das Unternehmen zwingt, Milch unter dem Selbstkosten zu verkaufen, und die andere ist die Rezession, die sich besonders bei Käse u.a. Milchprodukten auswirkt.
General Motors
Dieses Kfz-Unternehmen, das weltweit zu den führenden gehört, hat eine Investition von u$s 270 Mio. in einem neuen Motorenwerk in General Alvear, bei Rosario, wo sich die bestehende Kfz-Fabrik der Firma befindet, bekanntgegeben. Die Ankündigung wurde im Regierungsgebäude vom Vorsitzenden des Unternehmens, Dan Ammann, in Begleitung des Vizepräsidenten und CEO von GM, Chuck Stevens, in Anwesenheit des Kabinettchefs Jorge Capitanich sowie der Industrieministerin Deborah Giorgi gemacht. Diese Investition kommt zu der bereits durchgeführten von u$s 450 Mio. für die Entwicklung eines Modells hinzu, das ab Ende kommenden Jahres weltweit verkauft werden soll. 80% der Produktion des neuen Modells ist für den Export bestimmt. General Motors rechnet mit Ausfuhreinnahmen von jährlich u$s 1,2 Mio. Weitere u$s 20 Mio. fliessen in das Werk ein, wo die Modelle Classic und Agile hergestellt werden. Die geplante Gesamtinvestition von General Motors für die Jahre 2014-2016 erreicht somit u$s 740 Mio. Das Unternehmen plant ab 2017 eine Jahresproduktion von 90.000 Motoren. Davon sollen ca. 10.000 für einen Gegenwert von ca. u$s 23,5 Mio. an die Europäische Union exportiert werden. Der Motor soll alle Richtlinien der Euro Norm 6 respektieren. Vorgesehen sei, dass die Motoren zunächst einen Anteil von 32% an nationalen Teilen haben, später einen von 50%.
Wirtschaftsübersicht
Das gefährliche Pokerspiel mit den Geierfonds
Bei der Auseinandersetzung der argentinischen Regierung mit dem Geierfonds NML Elliot und weiteren vier Holdouts, die den Prozess gegen das Land gewonnen haben, spekuliert jede Partei mit den Schwächen der anderen. Es ist hier, wie beim mörderischen Spiel, das junge Menschen in den USA als „Chicken“ getauft haben, das darin besteht, dass zwei Autos in entgegengesetzter Richtung auf sich zufahren, wobei dann einer abweichen muss, um einen tödlichen Zusammenstoss zu vermeiden. Wer dies tut, wird dann als feige verleumdet, was im jugendlichen Jargon als Huhnverhalten bezeichnet wird. Doch im Grunde ist der feige Jüngling der vernünftigere von beiden. Denn der andere ist ein Selbstmörder. Auf alle Fälle weicht der, der nachgibt, erst in letzter Sekunde ab, um zu zeigen, dass er doch nicht so feige war.
Für Argentinien wäre ein Nachgeben in letzer Minute auch ein politisches Zeichen, im Sinn dass die nationale Ehre entschieden verteidigt wurde. Deshalb kann es keine sofortige Einigung geben. Die Regierung und ihre Sprecher und Politiker haben die Geierfonds, den Richter Griesa u.a., die objektiv über den Fall geurteilt haben, schlimm beschimpft, so dass ihnen zumindest die Gelegenheit gegeben werden muss, das Gesicht zu wahren. Oder zu tun als ob.
Die Fonds wissen, dass sich Argentinien keinen neuen Default leisten kann, weil dies einen immensen Schaden für die Wirtschaft bedeutet und auch die Zukunft belastet. Der Default von 2001 hatte eine objektive Grundlage und war verständlich. Denn die Schuld war unbezahlbar und Argentinien hatte keinen Zugang zu frischem Geld. Doch ein neuer Default, der völlig unnötig wäre, weil es um einen relativ geringen Betrag geht, der ohne Schwierigkeiten verkraftet werden kann, würde allgemein so aufgefasst werden, dass Argentinien ein Serialdefaultierer ist und allgemein seinen Verpflichtungen nicht nachkommt. Das würde zu einem totalen Auschluss aus der internationalen Wirtschaftswelt führen, Geschäfte mit ausländischen Partnern allgemein vergiften, was grossen dauerhaften Schaden herbeiführt und schwer zu überwinden ist. Die argentinische Regierung müsste somit einen neuen Default vermeiden. Doch bei einer Präsidentin, die stark emotionell handelt, mit allerlei ideologischen Vorurteilen belastet ist und wenig rationell handelt, kann niemand sicher sein, wie sie schliesslich entscheidet. Paradoxerweise gibt dies ihr jetzt einen Vorteil. Wie einem Menschen, der auf alle Fälle Selbstmord verüben will und schon einmal in diesem Sinn gehandelt hat, beim Chicken-Spiel.
Auf der anderen Seite weiss die argentinische Regierung, dass den Holdouts kein neuer Default konveniert, weil sie dann zunächst gar nichts kassieren und eventuell in Zukunft auch nicht, wobei die Zeituhr der teuren Anwaltskosten weiter läuft. Deshalb zeigte sich der Fonds NML Elliot, der den Prozess gewonnen hat, auch bereit, die Zahlung in Staatspapieren „wie im Fall von Repsol“ anzunehmen. Auch wenn dies formell keinen Kapitalschnitt bedeutet, bedeutet es für die Fonds, die die Staatspapiere verkaufen, einen Verlust. Da es sich hier jedoch um einen Investment-Fonds handelt, ist es gut möglich, dass er die Titel behält, vor allem, wenn die Zinsen über den allgemein üblichen liegen, und somit kein Geld verliert.
Am Montag sprach Wirtschaftsminister Axel Kicillof während vier Stunden mit dem von Richter Thomas Griesa ernannten Vermittler, Dan Pollack. Es soll ein freundliches Gespräch gewesen sein, bei dem Kicillof zwei Punkte klar stellte:
1. Eine volle Barzahlung ist nicht möglich, weil dann der ZB die Mittel noch schneller ausgehen, die für die Bedienung der bestehenden Staatsschuld notwendig sind. Kurzfristig hat die Regierung keine Möglichkeit, um neue Mittel zu erhalten, wie Kredite der Weltbank, um dies auszugleichen.
2. Es muss vermieden werden, dass die Inhaber von Bonds, die aus den Umschuldungsrunden von 2005 und 2010 stammen, eine Forderung an den argentinischen Staat auf Grund der RUFO-Klausel ( „right upon future offers“) stellen. In dieser Beziehung darf kein Zweifel bestehen. Es muss sich um eine Anweisung des Richters handeln (so etwas wie ein Zusatzurteil, dass das bestehende in bestimmten Punkten aufklärt) und nicht um ein Angebot der argentinischen Regierung. Oder es muss vereinbart werden, die Kompromisslösung erst 2015 formell zu vereinbaren, wenn die Klausel abläuft. Schliesslich fehlen nur knapp über fünf Monate. Allein die Einleitung eines Prozesses durch Holdouts wirkt störend und verhindert die Rückkehr Argentiniens zum internationalen Finanzmarkt, die unerlässlich ist, um einen neuen Default mit den Inhabern der Bonds zu vermeiden, die bisher pünktlich bedient wurden. Denn ohne neue Kredite oder Kapitalzufuhr geht die Rechnung bei der Zahlungsbilanz nicht auf, auch bei weiterer Verringerung der Importe. Dann gehen die Reserven irgendwann im Laufe des Jahres 2015 zu Ende.
Ausserdem forderte der Minister vom Unterhändler, dass dieser sich bei Richter Griesa dafür einsetzen solle, dass die Verschnaufpause, die faktisch bis zum 30. Juli besteht (weil bis dahin die Zinsen auf die umgeschuldeten Bonds bezahlt werden können, ohne die Bedingungen zu verletzen, die bei der Ausgabe der Bonds festgesetzt wurden), auf unbestimmte Zeit verlängert wird, so dass dann auch die Ende September fälligen Zinsen bezahlt werden können. Kicillof will ohne Druck verhandeln. Doch die Geierfonds wollen gerade dies, weil sie dann eine stärkere Position haben. Man kann davon ausgehen, dass Richter Griesa sich zunächst Zeit nimmt, um ein sogenanntes „stay“ zu verfügen, mit dem die Vollstreckung seines Urteils hinausgeschoben wird. Doch wenn er vor Ende Monat davon überzeugt wäre, dass die Parteien kurz vor einer Einigung stehen, kann man davon ausgehen, dass er die Zahlungsfrist an die Geierfonds verlängert. Ein Sprecher des Fonds NML Elliot, erklärte, er würde einem „stay“ zustimmen, wenn die argentinische Regierung vorher mit ihm verhandle und eine prinzipiell Einigung erreicht würde. Paul Singer, der diesen Geierfonds kontrolliert, erklärte unlängst, er habe seit acht Jahren vergeblich versucht, mit der argentinischen Regierung zu verhandeln. Villeicht gelingt es ihm jetzt.
Pollack hat nach dem Gespräch mit Kicillof mit Vertretern von NML Elliot gesprochen, und ist am Freitag wieder mit dem Minister zusammen gekommen. Gewiss hat er auch Griesa genau unterrichtet, der sich somit auch seine Gedanken über den Fall machen kann. Wie diese zweite Verhandlungsrunde zu Ende ging, wissen wir noch nicht. Im letzten Kapitel dieses Fortsetzungsromans, das wir am Freitag lesen konnten, war dies noch nicht enthalten.
Beiläufig war auch davon die Rede, dass eine Bank bereit sei, die Forderung der Fonds NML-Elliot und eventuell auch sämtlicher anderer Holdouts zu übernehmen, und die Zahlung des argentinischen Staates dann zu finanzieren. Man kann annehmen, dass der genannte Fonds, und eventuell auch die anderen Holdouts, die den Prozess gewonnen haben, dabei nicht bereit sind, einen Abschlag zu gewähren. Aber bei den verbleibenden Holdouts, die noch nicht vor Gericht geklagt haben oder einen Prozess eingeleitet haben, der in den Anfängen steckt, liegt der Fall anders. Hier kann die Bank ein gutes Geschäft machen, indem sie den Holdouts weniger zahlt, als sie schliesslich vom argentinischen Staat erhält. Die Banken haben gegenwärtig ohnehin viel Geld zur Verfügung, auf das sie geringe oder gar keine Zinsen zahlen, und suchen verzweifelt nach Anlagemöglichkeiten. Hier hätten sie eine, mit einem tragbaren Risiko. Denn wenn Argentinien das Problem mit den Holdouts löst und somit den Defaultzustand überwindet, und sich auch sonst einigermassen vernünftig verhält, sollte das Land keine Schwierigkeiten haben, um die Staatsschuld zu bedienen.
Auch wenn die Streckung der Verhandlung der Regierung politisch konveniert, wirkt sie wirtschaftlich verheerend. Die Wirtschaft befindet sich schon in einer Rezession, die täglich in neuen Daten über Umsatz- und Produktionsrückgang zum Ausdruck kommt, auch mit Meldungen über Entlassungen und zunehmende Arbeitslosigkeit. Angesichts der schwelenden Zahlungsbilanzkrise ist die ZB zu einer kontraktiven Geldpolitik gezwungen, die die Rezession weiter verschärft. Auch wenn sie diese Politik etwas aufweicht, ist das Problem nicht gelöst. Die Rezession schafft ständig weitere unangenehme Erscheinungen. Investitionsentscheidungen werden hinausgeschoben, Exporteure, die auf eine Finanzierung angewiesen sind, erhalten keine Kredite, und Importeure auch nicht. Die keynesianische Politik, die Kicillof vorschwebt, mit monetärer Expansion und Förderung von Konsum und Investitionen, ist unter diesen Umständen einfach nicht möglich. Das dürfte für ihn, und noch mehr für CFK, sehr bitter sein.
Die Kompromisslösung, die mit einigen Klägern beim Weltbankschiedsgericht ICSID erreicht wurde, die Überwindung des Konfliktes mit Repsol und das Abkommen mit dem Pariser Klub, all dies bringt den Willen der argentinischen Regierung zum Ausdruck, zur internationalen Finanzwelt zurückzukehren. Doch damit dies sich wirklich auswirkt, muss auch der Megakonflikt mit den Holdouts gelöst werden, und zwar bald. Ohne dies hätten die vorangehenden Schritte keinen Sinn. Im Gegegenteil: sie schaffen neue Zahlungsverpflichtungen, die das Zahlungsbilanzproblem verschärfen.
Wirtschaftsübersicht
Ein Wendepunkt in der Energiepolitik?
Völlig unterwartet wurde in der Vorwoche Energiesekretär Daniel Cameron seines Amtes enthoben. Er war seit Beginn der Regierung von Néstor Kichner im Amt und hatte schon vorher mit ihm in Santa Cruz zusammen gearbeitet. Cameron war ein guter Fachmann, und ist es noch mehr nach seiner elfjährigen Erfahrung als Staatssekretär. Die grossen politischen Entscheidungen hingen nicht von ihm ab, und er fügte sich ohne Protest, auch wenn er in vielen Fällen nicht einverstanden war. Er hatte grossen Einfluss auf seinen Vorgesetzten, Planungsminister Julio de Vido, und hat bestimmt verhindert, dass auf dem Gebiet der Energie noch viel mehr Unfug geschehen ist. Aber die Energiepolitik wurde eben dem Populismus unterstellt, und das konnte er nicht ändern.
An seine Stelle wurde jetzt die bisher unbekannte Mariana Matranga ernannt, die keine Spezialistin auf dem Gebiet der Energie ist. Von Haus aus ist sie Chemikerin (Ingenieurin der Chemie). Danach hat sie in verschiedenen Privatunternehmen gearbeitet und auch bei der Erdölförderung in Kanada und Norwegen mitgewirkt. Zuletzt war sie Finanzberaterin in YPF. Über Erdöl und Gas muss sie bestimmt im Laufe ihrer Karriere viel gelernt haben. Doch bei der Stromwirtschaft bringt sie keinerlei Erfahrung noch besondere Kenntnisse in ihrem Koffer. Viel hängt jetzt davon ab, wie sie als Person vorgeht, ob sie sich beraten lässt und ob zu entscheiden weiss. Hoffen wir das Beste. Denn der Energiebereich befindet sich in einer kritischen Phase, ganz besonders wegen der hohen Belastung, die die Importe von Gas und Erdöl für die Zahlungsbilanz bedeuten. Aber auch die neue Problematik, die das grosse Schiefergaslager „Vaca Muerta“ darstellt, ist nicht einfach.
Die Ernennung von Frau Matranga ist zunächst ein neuer Vorstoss von Wirtschaftsminister Axel Kicillof gegenüber seinem Kollegen De Vido und auch gegenüber dem YPF-CEO Miguel Galuccio. Kicillof soll angeblich nicht damit einverstanden gewesen sein, das Schwergewicht der Erdölpolitik auf die Ausbeutung der Schiefergaslager zu legen, weil er dies für eine langfristige Politik hält, die unmittelbar kein konkretes Ergebnis aufweist. Ausserdem soll er nicht so sehr davon überzeugt sein, dass es gelingen wird, die hohen Investitionen zu erhalten, die hier notwendig sind.
Wie verlautet, geht es für Kicillof jetzt en erster Stelle darum, die Förderung der bestehenden Lager zu erhöhen, sei es durch zusätzliche Bohrungen oder durch sekundäre oder tertiäre Ausbeutung, was im ersten Fall durch Einspritzung von Wasser unter Druck erreicht wird, im zweiten mit Einfügung von Chemikalien, die sich im Lager kombinieren und ein Gas bilden, das hohen Druck erzeugt und Restbestände von Erdöl an die Oberfläche drückt. Das Konzept der Priorität der unmittelbaren Erfolge vor der langfristigen Entwicklung gehört eigentlich zum Wesen der Wirtschaftspolitik der Kichners. Es ist auf alle Fälle begreiflich, dass sich CFK jetzt mehr Sorgen um die Entwicklung bis Dezember 2015 macht, als um die langfristige Aussicht.
Allein, Energie erfordert ein langfristiges Konzept. Was die Kirchner-Regierungen auf diesem Gebiet getan haben, ist prinzipiell politisch bedingt und wirtschaftlich unverantwortlich. Sie haben die Erdöl- und Gasreserven weitgehend aufgebraucht, und keine Bedingungen geschaffen, damit nach neuen Lagern geforscht wird. „Vaca Muerta“ war ein glücklicher Zufall, der jedoch das unmittelbare Problem der unzureichenden Förderung von Erdöl und Gas nicht löst. Es gibt bestimmt viele Möglichkeiten der Erforschung konventioneller Lager, die bei Seite gelassen wurden. Ebenfalls wurde bei der Stromwirtschaft viel improvisiert und viel Geld vergeudet, und keine Prioritäten eingehalten wurden.
Die Gruppe der acht ehemaligen Energiesekretäre, von denen mehrere erstklassige Experten auf diesem Gebiet sind, die sich intensiv mit der Energieproblematik befasst, hat jetzt auf den Fall des Kernkraftwerkes Atucha II (das jetzt in Néstor Kirchner umgetauft wurde) hingewiesen. Als die Arbeit zur Fertigstellung des Werkes (das 1980 begonnen wurde) 2004 wieder aufgenommen wurde, berichtete die Regierung, dass nur eine Investition von u$s 700 Mio. notwendig sei und das Kraftwerk in 52 Monaten, also Ende 2010, fertig sein werde. Tatsache ist, dass die Baukosten sich vervierfacht haben (auf bisher u$s 3,2 Mrd., ohne zu berücksichtigen, was vorher schon investiert worden war, was bestimmt noch einmal so viel war) und die Frist für die Fertigstellung sich verdoppelt hat. Die Baukosten waren im Grunde noch höher, weil die Zinsen auf das investierte Kapital nicht berücksichtigt wurden. Bei korrekter Berechnung, gelangt man bei Atucha II insgesamt auf über u$s 8 Mrd. Es ist bei weitem, pro KW, das teuerste Kernkraftwerk der Welt.
In anderen Fällen war es noch schlimmer, so beim Bau des Kraftwerkes in Rio Turbio und bei den jetzt vorgesehenen Wasserkraftwerken am Fluss Santa Cruz, von denen eines jetzt auch Néstor Kirchner benannt wurde. Allgemein wurde unter den Kirchners auf dem Gebiet der Energie, besonders der elektrischen, die Instandhaltung vernachlässigt und die neuen Investitionen nicht gründlich studiert, was schliesslich sehr teuer zu stehen kommt. Es fehlte ein langfristiges Gesamtkonzept.
Die genannten ehemaligen Energiesekretäre haben jetzt eine Grundsatzerklärung verfasst, in der sie für eine langfristige Energiepolitik als sogenannte Staatspolitik plädieren. Die Energiepolitik erfordert langfristige Planung und Investitionen, die in Jahrzehnten amortisiert werden. Deshalb ist es notwendig, dass die einzelnen Parteien und die Spitzenpolitiker sich zu dieser Staatspolitik verpflichten, die in einem Gesetz zum Ausdruck kommt, das von (fast) allen Abgeordneten und Senatoren genehmigt werden muss. Es geht nicht, dass eine Regierung Investitionen durchführt oder Unternehmen dafür verpflichtet, und die nächste dies dann annulliert, wie es Präsident Illia 1963 getan hat, oder die Konzessionsbedingungen nicht einhält, wie es Néstor Kirchner vollzogen hat.
Die Tätigkeit dieser Gruppe von Energieexperten, die während verschiedenen Regierungen tätig waren und eine überparteiliche Einstellung vertreten, die auf Vernunft und Anerkennung der Realität und nicht auf Ideologie fusst, ist sehr wichtig. Sie gewinnen zunehmenden Einfluss, sowohl auf die Politiker wie auf die öffentliche Meinung allgemein. Die Regierung wäre gut beraten, wenn sie im Sinne dieser Fachleute handelt, und die Experten wären ihrerseits auch gut beraten, wenn sie Daniel Cameron, der jetzt auch zu den „ex“ gehört, in ihre Gruppe aufnehmen. Denn er kann mit seiner langen Erfahrung bestimmt viel beitragen.